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Bei Anruf Werbung
Werbung per Telefon ärgert viele. Die Revision des Gesetzes gegen 
unlauteren Wettbewerb verspricht ohne ein generelles Verbot eine Lösung,  
auch im Bereich des Telefonmarketings durch Krankenkassen.

Die
Konsumenten-
stimme

Folgende Situation ist wohl vielen 
bekannt: Nach einem langen Arbeits-
tag möchte man den wohlverdienten 
Feierabend geniessen. Plötzlich klin-
gelt das Telefon. Am Telefon ist aber 
nicht ein alter Bekannter oder eine 
gute Freundin – nein, am anderen 
Ende der Leitung ist ein Verkäufer 
mit einem besonders tollen Angebot. 
Ob es sich dabei um ein Probeabon-
nement einer Zeitung, erlesene Weine 
oder eine neue Krankenkasse samt 
Zusatzversicherung handelt, spielt 
eine kleine Rolle – in der beschrie-
benen Situation stören solche Wer-
beanrufe oft.

Um sich vor Werbeanrufen zu 
schützen, gibt es den Sterneintrag 
im Telefonbuch. Bisher haben sich 
aber nur Unternehmen verpflichtet, 
sich an diesen Eintrag zu halten, die 
einen Ehrenkodex unterschrieben ha-
ben. Gegen Firmen, die sich nicht an 
den Sterneintrag halten, konnte man 
bis anhin lediglich eine Klage bei der 
Lauterkeitskommission einreichen. 
So war der Sterneintrag ein zahnloser 
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Papiertiger. Dies zeigen auch die zahl-
reichen Werbeanrufe von Kranken-
kassen letzten Herbst (vgl. Kasten).

Neues UWG regelt Werbekontakte
Wesentlich strenger sind die Re-

gelungen in Deutschland. Dort ist 
ein Werbeanruf ohne vorherige Zu-

stimmung des Konsumenten verbo-
ten. Ein solches generelles Verbot 
scheint dem Schweizer Gesetzge-
ber zu streng zu sein. So haben sich 
National- und Ständerat bei der Re-
vision des Gesetzes gegen unlau-
teren Wettbewerb (UWG) zwar dafür 
entschieden, die Werbung per Tele-

Mit Werbeanrufen gewinnen Krankenkassen bei der Mehrheit der Befragten keinen Beliebt-
heitspreis. Immerhin rund ein Viertel findet diese Anrufe gut oder lehnt diese nicht explizit 
ab. Mit «sehr gut» wurden die Anrufe von 0% der Befragten beurteilt.

Fakten, Zahlen und  
Hintergründe zu 
Konsumententhemen von

  Editorial 

Konsumenten- 
stimme im 
neuen Look
Zwei unterschiedliche  
«Telefon-Probleme» stehen 
im Zentrum dieser Ausgabe: 
Telefon-Werbung und die 
hohen Handy-Preise.

Die Telefonwerbung, ob für Kran-
kenkassen, Zeitungsabos oder Weine, 
hat das Mass des Erträglichen über-
schritten. Mit dem revidierten Ge-
setz gegen den unlauteren Wettbe-
werb können die Konsumenten, ihre 
Interessenvertreter und der Bundes-
rat ab dem 1. April Missbräuche unter-
binden. Jeder Konsument kann sich 
gegen unerwünschte Werbung mit 
einem Sterneintrag im Telefonbuch 
schützen – für diesen Eintrag wird 
comparis.ch einen Onlineservice an-
bieten. Damit  werden branchenspe-
zifische Regulierungen überflüssig.

Würden alle Handy-Besitzer ihr An-
gebot so optimieren wie die von uns 
befragten Nationalräte, wäre das 
Sparpotenzial wesentlich geringer 
als die von uns berechneten 2,3 Milli-
arden Franken pro Jahr.

In der öffentlichen Debatte kommt 
die Wahlfreiheit der Konsumenten oft 
zu kurz. Wir von comparis.ch wollen in 
Zukunft noch konsequenter nach der 
Meinung der Konsumenten fragen und 
diese auch via Konsumentenstimme in 
politische Meinungsbildungsprozesse 
einbringen. Wir wünschen Ihnen, 
liebe Leserinnen und Leser, eine span-
nende Lektüre mit neuen Erkenntnis-
sen und hoffen, dass  auch der neue 
Look der Konsumentenstimme Ihre 
Leselust stimuliert. Felix Schneuwly, 
Head of Public Affairs

… der Schweizer Versicherten haben gemäss ei-
ner repräsentativen Umfrage letzten Herbst einen 
Werbeanruf einer Krankenkasse oder eines Versi-
cherungsmaklers erhalten. Mit einer Branchenver-
einbarung hatten die Mitglieder von Santésuisse 
versucht, diese Kaltakquise für die Grundversi-
cherung zu unterbinden. Aus Sicht der Versicher-
ten erfolglos: 31 Prozent der 2000 Befragten ha-
ben gleich viele Anrufe wie im Vorjahr erhalten, 28 
Prozent geben an, sogar mehr Anrufe erhalten zu 

haben, nur 21 Prozent sind weniger oft kontaktiert 
worden. 13 Prozent haben weder dieses Jahr noch 
im Vorjahr einen Anruf einer Kasse erhalten. Und 
8 Prozent wissen es nicht.
Auffallend: Fragt man die Personen nach der Kran-
kenkasse, die sie angerufen hat, werden vor allem 
die Groupe Mutuel mit 23 Prozent der Nennungen 
und die Helsana-Gruppe mit 16 Prozent genannt.  
Ob wirklich die Krankenkassen für die Anrufe ver-
antwortlich sind, oder Maklerfirmen ohne Auf-
trag einer Kasse angerufen haben, können die Be-
fragten allerdings in der Regel nicht sagen 

70 Prozent…

Werbeanrufe: Mehrheitlich unerwünscht!

> Fortsetzung auf Seite 2

Quelle: Coop-Zeitung
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fon, Post und E-Mail zu regeln, von 
einem Verbot aber abgesehen. Neu 
stellt das Missachten eines Sternein-
trages im Telefonbuch aber einen Ge-
setzesverstoss dar. Neben den Be-
troffenen könnte zukünftig auch der 
Bund klagen. Das revidierte UWG 
tritt am 1. April 2012 in Kraft. compa-
ris.ch wird online einen Service an-
bieten, mit dem man schnell und ein-
fach einen entsprechenden Eintrag  
machen kann.

Die Schweizer Regelung ist ein 
guter Kompromiss zwischen der ak-
tuellen Praxis und einem generellen 
Verbot wie in Deutschland: Jeder Kon-
sument kann sich gegen lästige Wer-
beanrufe wehren. Wer sich nicht an 
Verkaufsanrufen stört, darf aber nach 
wie vor kontaktiert werden. Dies ist 
sinnvoll, rund ein Viertel der Bevöl-
kerung hat keine ablehnende Hal-
tung zu Telefonwerbung durch Kran-
kenkassen oder findet diese gut (vgl. 
 Grafik Seite 1).

KVG-Regelung wenig zweckmässig
Die UWG-Revision stellt auch die 

bessere Lösung für die Telefonwer-
bung durch Krankenkassen dar als 
die verschiedentlich diskutierten Re-
gelungen im Krankenversicherungs-
Gesetz (KVG). Denn eine Regelung 
im KVG – aber auch die letztjährige 
Branchenvereinbarung von Santé- 
suisse – hat den Nachteil, dass sie nur 
für die Grundversicherung gilt. An-
rufe für die Zusatzversicherung sind 
weiterhin möglich. Für den Konsu-
menten, der sich im Herbst über die 
zahlreichen Anrufe der Krankenkas-
sen ärgert, würde sich nichts ändern. 
Dass man einen Werbeanruf als lästig 
empfindet, hängt nicht davon ab, ob 
es um den obligatorischen oder den 
freiwilligen Teil der Krankenversiche-
rung geht, auch wenn es da einen ju-
ristischen Unterschied gibt.

Wie bereits erwähnt, kann der 
Bund neu bei Verstössen gegen das 
revidierte UWG klagen. Wie der Bund 
genau vorgehen will, wenn beispiels-
weise trotz Sterneintrag die Werbe-
anrufe für Krankenkassen im Herbst 
nicht abnehmen, konnte Bundes-
rat Burkhalter in der letzten Session 
auf Anfrage von Nationalrat Alec 
von Graffenried (Grüne, BE) aller-
dings noch nicht sagen. Sein Nach-
folger Bundesrat Berset hat nun Zeit, 
bis am 1. April Klarheit zu schaffen.
Jonas Grossniklaus

Treue um jeden Preis
Mobiles Telefonieren und Surfen kostet in der Schweiz viel Geld. Doch kaum jemand wechselt  
zum jeweils günstigsten Angebot. 2,3 Milliarden Franken werden dadurch zum Fenster hinaus-
geworfen. Was hindert die Handynutzer daran, ihre Ausgaben zu vermindern?

2,3 Milliarden Franken: Diese stolze 
Summe geht den Schweizer Handy-
nutzern jährlich flöten, weil sie nicht 
zum günstigsten Mobilfunk-Angebot 
wechseln. Das ist eine Stange Geld. 
Dennoch ist ein Wechsel zum passen-
deren Abonnement oder Prepaid-Mo-
dell für kaum jemanden ein Thema. 
Nur 2 Prozent der Handynutzer tele-
fonieren und surfen zurzeit mit dem 
Angebot, mit dem sie aufgrund ihres 
Nutzungsverhaltens am günstigsten 
fahren würden. Dies zeigt die Auswer-
tung einer Umfrage von comparis.ch 
unter 5200 Handynutzern.

Starke Position der Ex-Monopolistin
Die Zurückhaltung der übrigen 98 

Prozent erstaunt angesichts der Ta-
rife, die in der Schweiz deutlich hö-

her ausfallen als in anderen Ländern 
Europas. Was hindert die Handynut-
zer daran, ihr Handy-Abo zu optimie-
ren? Der Markt teilt sich heute in zwei 
Blöcke auf. Auf der einen Seite steht 
mit der Swisscom eine starke Ex-Mo-
nopolistin. Ihr gegenüber kämpft 
eine Vielzahl Herausforderer um Kun-
den. Es sind dies grosse Firmen wie 
Sunrise und Orange sowie zahlreiche 
kleinere Player.

Die Swisscom hat, ihre Billigan-
gebote unter der Migros-Marke M-
Budget eingerechnet, einen stolzen 
Marktanteil von 60 Prozent. Das ist 
eine mächtige Position. In anderen 
Ländern halten die grössten Anbie-
ter jeweils um die 40 Prozent. Dieser 
Unterschied liegt mitunter an der ver-
zögerten Liberalisierung, die in der 

Schweiz im Winter 1998/99, mehrere 
Jahre später als anderswo, umge-
setzt wurde. Zu diesem Zeitpunkt be-
wegte sich das Handy bereits zügigen 
Schrittes in Richtung Massenware. 
Als sich die Swisscom mit Konkur-
renz konfrontiert sah, zählte sie be-
reits gegen 1,7 Millionen Handy-Abon-
nementen. Diesen Vorsprung haben 
die Herausforderer bisher nicht ein-
holen können.

Teure Infrastruktur als Markthürde
Während die Swisscom bereits 

weitere Kunden gewinnen konnte, 
waren die damaligen Konkurren-
ten Diax (inzwischen Sunrise) und 
Orange stark mit sich selber beschäf-
tigt. Sie mussten zunächst ein eige-
nes Antennennetz aufbauen, was 

  Telecom 

Lukas Reimann (SVP, SG)

Sein Abonnement Orange Me mit un- 
limitierten Gesprächsminuten und 
SMS (Dez. 2011: 145.70 Franken) 
kommt ihn bereits günstig zu stehen. 
Immerhin einen Fünfliber pro Mo-
nat könnte er mit dem Wechsel zur 
300-MB-Option sparen. Denn das 
zurzeit im Abo eingeschlossene Da-
tenvolumen von 1 GB beanspruchte 
er zunächst gar nicht. «Das Datenvolu-
men habe ich gerade erst aufgestockt, 
weil ich mir ein moderneres Handy zu-
lege und öfters via Handy im Internet 
bin», meint Lukas Reimann dazu.

> Fortsetzung von Seite 1

Doris Fiala (FDP, ZH)

Für ihre Inlandsanrufe könnte sie 
mit einem Wechsel von Swisscom 
zu Sunrise 20 bis 30 Franken im Mo-
nat sparen. Als Mitglied des Europa-
rates telefoniert sie aber häufig ins 
und im Ausland, so dass die Vieltele-
foniererin (Okt. 2011: 1376.05 Fran-
ken) heute dennoch mit Swisscom 
am besten fährt. «Wenn ich einmal 
nur noch in der Schweiz sein werde, 
was zurzeit nicht ansteht, sehen 
wir weiter. Ich habe natürlich längst 
den günstigsten Tarif gesucht…»,  
sagt Doris Fiala.

Cédric Wermuth (SP, AG)

Mit einem Wechsel von Swisscom xtra 
liberty medio (Okt. 2011: 155.90 Fran-
ken) zu Orange Me 240 mit 1 GB Inter-
net und dem Jugendangebot hätte der 
25-Jährige rund 50 Franken pro Monat 
mehr im Portemonnaie. Einen Wech-
sel zieht Cédric Wermuth nicht in Be-
tracht: «Der Run auf möglichst tiefe 
Preise zerstört die Arbeitsbedingun-
gen und die Löhne. Die Swisscom ist 
ein guter Arbeitgeber und beschäftigt 
viele Lehrlinge. Ausserdem gehört sie 
mehrheitlich dem Bund und nicht ano-
nymen Aktionären.»

Handy-Sparpotenzial im Nationalrat
comparis.ch hat für drei Nationalräte berechnet, wie sie ihr Handy-Abonnement  
optimieren könnten. Die Berechnungen basieren jeweils auf einer Monatsrechnung.
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jg. Schweizweit haben 8,4 Prozent der Versicherten Ende 2011 die Kranken-
kasse gewechselt. Das entspricht rund 650‘000 Versicherungswechseln. 
Wechselfreudig zeigen sich die Jurassier und die Appenzeller. Mit gutem 
Grund: Im Durchschnitt sind dort die Prämien am stärksten gestie-
gen. Vor einem Jahr war sowohl die Zahl der Wechsler als auch der 
Prämienaufschlag deutlich höher. Das zeigt: Die Leute wechseln 

nicht jedes Jahr zur günstigsten Kasse, sondern weichen 
massiven Prämienerhöhungen aus. Sorgen alle 

Akteure für moderate Kostensteigerungen 
im Gesundheitswesen, bleiben somit 

auch die Wechselzahlen bei den 
Krankenkassen moderat 

  Krankenkassen 

Wechselfreudige Jurassier,  
Appenzeller und Tessiner 
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nicht nur Geld und Zeit kostete, son-
dern zum Teil auch heftige Gegen-
wehr hervorrief. Die Folgen sind bis 
heute spürbar.

Denn flächendeckend Antennen zu 
bauen und zu unterhalten, ist teuer –  
unabhängig davon, wie viele Kunden  
telefonieren. Damit sich die enormen 
Auslagen nach dem Markteintritt loh-

nen, sollten die Investitionen auf 
möglichst viele Kunden verteilt wer-
den können. Gemäss ökonomischen 
Theorien müssten also die Anbie-
ter versuchen, einander Kunden ab-
zuluchsen.

Eine Variante wären aggressive 
Preisangebote. Doch dies funkti-
onierte in der Schweiz nicht. Als 
Sunrise 2007 mit Tiefpreisen lockte, 
musste sie die Erfahrung machen, 

dass sich mit Preisoffensiven nicht 
immer die gewünschte Zahl neuer 
Kunden gewinnen lassen. Die meis-
ten Schweizerinnen und Schwei-
zer bleiben ihren Handy-Anbietern 
treu, koste es, was es wolle. Wenn 
ein Anbieter seine Tarifpläne nach 
unten korrigiert, macht er damit vor 
allem einem Teil seiner eigenen Kun-

den ein Geschenk, statt den Kunden-
stamm zu erweitern. Dies bedeutet 
nicht nur eine Umsatzeinbusse, son-
dern auch weniger Gewinn, weil ja die 
Fixkosten praktisch gleich hoch blei-
ben. Attraktivere Tarife rechnen sich 
betriebswirtschaftlich nicht.

Es sei denn, die Kundschaft wird 
«mobiler». Die Handynutzer hätten es 
nämlich durchaus in der Hand, konse-
quenter Druck auf die Anbieter auszu-

üben. Beispielsweise können Handy-
nutzer andere Firmen vorziehen oder 
innerhalb ihres Anbieters ein günsti-
geres Angebot wählen. 

Allerdings machen die Mobilfunk-
firmen einem das Leben nicht einfach. 
Immer wieder werfen sie neue Tarif-
modelle auf den Markt, so dass sich 
kaum jemand mehr einen Überblick 
verschaffen kann.

«Geiselhaft-Marketing»
Zudem bekunden die Anbieter 

grossen Erfindergeist, um die Kun-
den vertraglich zu binden. Man kann 
dabei den Begriff «Geiselhaft-Marke-
ting» anführen, den der ehemalige 
SBB-Chef jüngst im Branchenmaga-
zin «Persönlich» geprägt hat. Dazu 
gehören unter anderem die so ge-
nannten «Knebelverträge», die sich 
nach Ablauf der Mindestvertrags-
zeit jeweils automatisch verlängern. 
Swisscom hat diese Verträge im Sep-
tember als bisher einzige abgeschafft.  
Ralf Beyeler, comparis.ch-Telecom-
Experte und Lorenz Frischknecht

fri. Drei von vier Arbeitnehmern erhal-
ten zusätzlich zu ihrem regulären Ge-
halt einen 13. Monatslohn oder kön-
nen mit einem Bonus rechnen. Das hat 
eine repräsentative Umfrage von com-
paris.ch ergeben. Und wohin fliesst 
das Geld?

Erstens: in Freizeitaktivitäten wie 
Ferien, Shopping, Auto, Geschenke, 
Ausgang. 25 Prozent der Schweizer 
sind in der glücklichen Lage, den zu-
sätzlichen Lohn als willkommenen Zu-
stupf zu verwenden. Zweitens: Steuern. 
Sie fressen bei 22 Prozent den grössten 
Teil der Boni oder der 13. Monatslöhne 
weg. Drittens: Sparen. 19 Prozent der 
Befragten geben dies an 

  Bonus 

Für Freizeit oder 
Staat?
Freizeit, Steuern, Sparen:  
Das sind die Bereiche, für die 
Herr und Frau Schweizer zu-
sätzliche Lohnbestandteile am 
häufigsten ausgeben.

« Die Anbieter bekunden grossen  
Erfindergeist, um die Kunden vertraglich  
zu binden. »

JU AI+AR TI BL LU SZ SG TG AG BE VD BS FR SO ZG GE NE ZH GR SH NW+OW VS
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Für die Kantone Uri und Glarus ist 
aufgrund der geringen Anzahl Antworten  

keine Auswertung möglich. 

Quelle: comparis.ch
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Der Begriff Stresstest stammt ursprünglich aus der 
Humanmedizin, beispielsweise für Belastungstests 
in der Ergometrie. Mittlerweile ist das Wort Teil der 
Alltagssprache. Verantwortlich sind dafür unter an-
derem Banken und Kernkraftwerke. Banken werden 
seit dem Kollaps von Lehman Brothers regelmäs-
sig Stresstests unterzogen. Bei den Kernkraftwer-
ken war der Reaktorunfall von Fukushima im letzten 
März Auslöser für die Stresstests. In Deutschland 

wurde zudem das Bahnhofsprojekt «Stuttgart 21» 
auf seine Belastbarkeit getestet.
Die Gesellschaft für deutsche Sprache (GfdS) hat 
den Ausdruck «Stresstest» zum Wort des Jahres 2011 
in Deutschland gewählt. Das Wort habe mittlerweile 
politische, wirtschaftliche und gesamtgesellschaft-
liche Relevanz erlangt, so die GfdS. Dass der Aus-
druck diese Relevanz auch in der Schweiz erlangt 
hat, zeigt ein Blick in die Medien. Gemäss Medien-
datenbank ist «Stresstest» 2011 in über 1000 Pres-
seartikeln verwendet worden. Das sind zehn Mal 
mehr Artikel mit diesem Wort als 2008. 

Comparipedia

Stresstest
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Herausgeber:  comparis.ch, Stampfen-
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Bittere Pille
fs. Die kassenpflichtigen, patentge-

schützten Medikamente sind im Ver-
gleich zu unseren Nachbarländern 19 
Prozent und Generika sogar 45 Pro-
zent teurer. Das sind jährlich 400 Mil-
lionen Franken zu Lasten der Grund-
versicherung. Das Sparpotenzial ist 
aber noch grösser: Santésuisse und 
die Pharma-Verbände gehen davon 
aus, dass deutsche Krankenkassen 
6 Prozent Rabatt auf die Fabrikabga-
bepreise erhalten, tatsächlich sind es 
aber mindestens 16 Prozent Rabatt.

Trotz der grossen Preisdifferenzen 
verlangten die Pharma-Verbände, 
den Wechselkurs von aktuell über 
1.20 Franken mit der Kaufkraftparität 
von rund 1.40 Franken zu ersetzen. 
Diese Forderung ist aber unhaltbar. 
Dank dem tiefen Euro-Kurs sollten die 
Preise für importierte Medikamente 
sogar deutlich sinken.

Weiter forderten die Pharma-Ver-
bände, den therapeutischen Querver-
gleich bei der Kassenzulassung und 
der Preisbildung zu streichen. Grund: 
Das BAG sei damit eh überfordert. Da-
mit liesse sich im BAG zwar Personal 
und Geld sparen, man wüsste aber 
nicht mehr, ob teurere im Vergleich 
zu günstigeren Medikamenten auch 
wirklich einen entsprechenden the-
rapeutischen Mehrwert haben. Mit 
einem reinen Auslandspreisver-
gleich ohne therapeutischen Quer-
vergleich könnte der im Kranken-
versicherungsgesetz verankerten 
Forderung nach Wirksamkeit, Zweck-
mässigkeit und Wirtschaftlichkeit 
kaum mehr Rechnung getragen wer-
den. Die Forderungen der Pharma-
Verbände gehen letztlich zu Lasten  
aller Versicherten 

Rasante Talfahrt
Die Hypothekarzinsen spielen verrückt. Erstmals kosten sogar 
10-jährige Festhypotheken weniger als variable Modelle.

fri. Quartal für Quartal brechen die 
Hypothekarzinsen seit geraumer Zeit 
sämtliche Rekorde. Mitte 2008 haben 
die Zinsen zum Sinkflug angesetzt 
und diesen seither noch nicht been-
det; einzige Ausnahme war das erste 
Quartal 2011 mit einem leichten An-
stieg. Hypotheken sind so günstig zu 
haben wie noch nie. Dies geht aus 
den Richtzinsen von 65 Kreditinsti-
tuten hervor, die comparis.ch täg-
lich im Zinsüberblick publiziert sowie 
quartalsweise im Hypotheken-Baro-
meter analysiert.

Bis zu 3 Prozentpunkte günstiger
Verglichen mit dem Niveau vor 

dem Sinkflug, bewegen sich heute 
die Zinsen für Festhypotheken zwi-
schen 2 und 3 Prozentpunkten tiefer. 
Ende Januar war eine Festhypothek 
mit fünf Jahren Laufzeit für 1,5 Pro-
zent zu haben;  am 30. Juni 2008 fielen 
dafür noch 4,5 Prozent oder 3 Prozent-
punkte mehr an. Die zehnjährigen 
Laufzeiten kosten Ende Januar 2,2 
Prozent Zins oder 2,5 Prozentpunkte 
weniger als vor dreieinhalb Jahren 
(4,7 Prozent am 30. Juni 2008).

Die Festhypotheken werden also 
günstiger und günstiger. Die varia-
blen Hypothekarmodelle stagnieren 
jedoch, was ihren durchschnittlichen 
Preis angeht. Zwar waren auch hier 
die durchschnittlichen Zinsen Mitte 
2008 mit 3,5 Prozent einiges höher 
als Ende Januar und sausten darauf-
hin in einer ersten Phase nach unten. 
Doch bereits ab dem zweiten Quar-
tal 2009 pendelte sich der Preis bei 

  Hypotheken 

10-jährige Festhypotheken sind heute deut-
lich günstiger als variable Modelle.

Hypothekarzinsen:
Im freien Fall

2,7 Prozent ein. Seither tut sich prak-
tisch nichts mehr.

Amortisation mit Festhypothek
Dies führt zur Situation, dass mitt-

lerweile sogar Festhypotheken mit 
zehnjähriger Laufzeit günstiger sind 
als variable Hypotheken. Zwar ist die 
aktuelle Nachfrage nach variablen 
Hypotheken gering; trotzdem dürf-
ten viele Wohneigentümer nach wie 
vor ihre Zweithypothek, die sie amor-
tisieren müssen, in einem variablen 
Modell haben. Dabei sind viele Ban-
ken auf Anfrage bereit, auch den zu 
amortisierenden Teil über eine Fest- 
hypothek laufen zu lassen. Bei den 
heutigen Zinsen dürfte dies auf lange 
Sicht günstiger ausfallen. Allerdings 
verliert man dann die Flexibilität, 
eine grössere Amortisation zu leisten, 
wenn dies beispielsweise aufgrund ei-
ner Erbschaft plötzlich möglich ist 

  Medikamentenpreise 

Günstiges Toggenburg
Wenn einer eine Reise tut, dann kann 

er was erzählen. Und wenn einer einen  
neuen Wohnort sucht, dann kann vor 
allem sein Portemonnaie was erzäh-
len. Denn am einen Ende der Schweiz 
kostet eine typische 4½-Zimmer-
Wohnung fast fünf Mal mehr als am 
anderen Ende. Auf einen happigen 
Preis von 4850 Franken kommt die 
Angebotsmiete im Zentrum von Genf 
(Postleitzahl 1204) zu stehen und auf 
bloss 1000 Franken in Nesslau-Krum-
menau im Toggenburg. Dies hat eine 
Analyse von comparis.ch ergeben, für 
die eine Wohnung (4½ Zimmer, 100 
Quadratmeter, Balkon, durchschnitt-
licher Ausbaustandard) virtuell auf 
eine Reise quer durch die Schweiz ge-
schickt wurde. Die Berechnung basiert 
auf einem statistischen Modell mit den 
Daten von rund 250‘000 Wohnungsin-
seraten aus dem Jahr 2011.

Im Zürcher Seebecken gibt es keine 
Gemeinde, in der die Angebots-
miete für die Wohnung weniger als 
2600 Franken kostet. Dabei spielt 
die Uferseite kaum eine Rolle. So-
wohl «Goldküsten»-Gemeinden wie 
Zollikon (3350 Franken) oder Küs-
nacht (3500 Franken) als auch Kilch-
berg (3050 Franken) und Rüschli- 
kon (3800 Franken) an der «Pfnüsel- 
küste» sind teure Pflaster. Ausschlag-
gebend ist die Nähe zur Stadt. In Zü-
rich selber ist die Miete mit 2950 Fran-
ken im Durchschnitt sämtlicher PLZ 
leicht günstiger. Auch andernorts ist 
das Wohnen mitten im Zentrum güns-
tiger als ausserhalb. In Vororten wie 
Bottmingen (2550 Franken) kostet die 
Wohnung mehr als in Basel (2150 Fran-
ken); Bremgarten bei Bern (2250 Fran-
ken) ist teurer als Bern (2100 Franken).

  La suisse n’existe pas	  

10 Jahre fest

Variabel

4.5

4

3.5

3

2.5

2 %
2008

2009
2010

2011

Quelle: comparis.ch


